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bei der BAYER-Hauptversammlung im Jahr 
2017 drohten die Proteste noch stärker 
als gewohnt auszufallen, stand doch die 
MONSANTO-Übernahme auf der Tages-
ordnung. Also versuchte der Leverkusener 
Multi in Tateinheit mit der Stadt Bonn und 
der Polizei den Aktionsradius der Konzern-
Kritiker*innen massiv einzuschränken. Die 
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH-
REN (CBG) ging dagegen – teilweise er-
folgreich – per Eilverfahren vor und reichte 
nach dem Aktionär*innen-Treffen zwei so-
genannte Feststellungsklagen ein. Es be-
stand nämlich Wiederholungsgefahr. Aber 
die Richter*innen ahndeten die damaligen 
Verstöße gegen das Versammlungsrecht 
nicht. Deshalb zieht die CBG jetzt vor das 
Bundesverfassungsgericht, und das ist 
natürlich auch ein Fall für das Stichwort 
BAYER (SWB). 2020 ersparte das „Gesetz 
zur Abmilderung der Folgen der Covid-
19-Pandemie“ dem Global Player unbot-
mäßige HV-Gäste in größerer Anzahl. Es 
erlaubte nämlich die Verlegung der gan-
zen Veranstaltung ins Internet. Das hätten 
die Aktien-Gesellschaften heuer natürlich 
gerne wiederholt – und die Politik war so 
nett, ihnen diesen Wunsch zu erfüllen und 
verlängerte die Ausnahme-Regelung un-
verändert, wie das SWB leider mitteilen 
muss. Und es hat noch eine betrübliche 
Nachricht aus dem Reich der Legislative. 
Auch auf der Ebene der Bundesländer will 
sich der Gesetzgeber erkenntlich zeigen: 
Die nordrhein-westfälische Landesregie-
rung plant, das Landeswasser-Gesetz zu 
„reformieren“, um den Unternehmen den 
Zugriff auf die Ressource zu erleichtern, 
obwohl diese im Zuge des Klimawandels 
ein immer kostbareres Gut wird.
Nur ein Gesetz, das den Verkauf giftiger 
Pestizide ausdrücklich erlaubt, gibt es zu 

BAYERs großem Bedauern leider noch 
nicht. Deshalb kann der Agro-Riese den 
Fall „Glyphosat“ noch immer nicht zu den 
Akten legen, was sich zunehmend auf die 
Geschäftsbilanz auswirkt. Die neuesten 
Zahlen und ein detaillierter Lage-Bericht 
finden sich in diesem Stichwort. 
Und jetzt ist dem Unternehmen mit Do-
nald Trump auch noch ein mächtiger Für-
sprecher abhanden gekommen. Dessen 
Administration interventierte nicht nur 
vor Gericht zu Gunsten des umstrittenen 
Pestizids, sondern sorgte zudem noch 
für niedrigere Unternehmenssteuern und 
Umweltstandards. Dementsprechend viel 
Wahlkampf-Spenden erhielten die Repub-
likaner aus Leverkusen. Aber mit Joe Bi-
den kann der Konzern ebenfalls leben. Wir 
schauten sich für diese Ausgabe einmal 
die Mannschaft des neuen US-Präsidenten 
genauer an und entdeckte dabei so eini-
ges, was dem Multi gefallen dürfte. Unter-
dessen versuchte er, die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit einmal von den Risiken 
und Nebenwirkungen seiner Agro-Sparte 
abzulenken und auf das Pharma-Segment 
zu lenken. Der teure Zukauf von ASKBIO 
war das Mittel der Wahl dazu. Was BAYER 
sich mit der Gentherapie-Firma eingefan-
gen hat, bereitet die Redaktion in der vor-
liegenden Nummer auf. Eigentlich hätte es 
für sie noch viel mehr Stoff gegeben, aber 
vorerst muss das hier reichen – und es gibt 
ja noch ein nächstes Mal, tröstet
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L a s c h e t  l ö s c h t  B AY E R s  W a s s e r - D u r s t

Neues Landeswasser-Gesetz

Der Klimawandel macht sich immer deut-
licher bemerkbar. 2020 registrierten die 
Meteorolog*innen bereits den dritten tro-
ckenen Sommer in Folge. Auf lange Sicht 
bedroht diese Entwicklung die Trinkwas-
ser-Versorgung. In Nordrhein-Westfalen 
geht die Grundwasser-Neubildungsrate 
schon seit Jahren zurück, was auch die 
Qualität beeinträchtigt. Wenn nämlich die 
Gesamtmenge bei konstant bleibenden 
Schadstoff-Einträgen abnimmt, steigt die 

Konzentration der gefährlichen Substan-
zen.
Anstatt nun die Schutzvorrichtungen zu 
verstärken und die Konzerne dazu anzu-
halten, ihr Prozess-Wasser verstärkt aus 
der Aufbereitung von Oberflächen- und 
Brauchwasser zu gewinnen, geht die 
nordrhein-westfälische Landesregierung 
den umgekehrten Weg. Sie will BAYER & 
Co. Hindernisse bei der Verwertung der 
Ressource aus dem Weg räumen. „Was-

serrechtliche Verfahren sollen dereguliert 
und verschlankt werden“, heißt es im Ent-
wurf zur Novelle des Landeswasser-Ge-
setzes. So beabsichtigt die schwarz-gelbe 
Koalition, Wasserentnahme-Rechte zu 
entfristen und so auf Dauer zu stellen. Zu-
dem möchte sie die Genehmigungspflicht 
für das Entsorgen flüssiger Stoffe auf-
heben und durch eine schnöde Anzeige-
Pflicht ersetzen. Bei Indirekt-Einleitungen 
schädlicher Substanzen steht sogar die 

Der BAYER-Konzern belastet nicht nur den Rhein als seine „Opferstrecke“, sondern auch das Grundwasser

Trotz der im Zuge des Klimawandels immer häufiger auftretenden Trockenheitsperioden will die nordrhein-westfäli-
sche Landesregierung das Landeswasser-Gesetz ändern und BAYER & Co. den Zugriff auf das kostbare Gut erleich-
tern.

Von Jan Pehrke
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bloße Möglichkeit zur Disposition, in Aus-
nahmefällen noch eine Genehmigungs-
pflicht anzuordnen. Überdies haben CDU 
und FDP vor, auch in Trinkwasser-Schutz-
gebieten den Abbau von Kies und anderen 
Rohstoffen zu gestatten. Und schließlich 
planen die Parteien, die bisherigen Rege-
lungen zu Gewässer-Randstreifen außer 
Kraft zu setzen, die dem Umweltminis-
terium das Recht gaben, das Ausbringen 
von Pestiziden und Düngemitteln in unmit-
telbarer Nähe von Flüssen oder Seen zu 
untersagen.
Sollte die Magerkur wirklich Anfang 2021 
den Landtag passieren, kann der BAYER-
Konzern seinen ungezügelten Wasser-
Durst künftig noch maßloser stillen. Im 
Geschäftsjahr 2019 stieg sein Verbrauch 
gegenüber 2018 um 17 Milliarden auf 
59 Milliarden Liter. Allein am Standort 
Leverkusen kommt der Global Player auf 
einen Wasser-Einsatz von 700 Millionen 
Litern. Der gesamte Chemie-
„Park“ mit seinen rund 200 
Betrieben konsumiert noch 
einmal ein Vielfaches da-
von. Chem„park“-Betreiber 
CURRENTA, eine ehemalige 
BAYER-Tochter, darf pro Jahr 
nicht weniger als 100 Mil-
liarden Liter Grundwasser 
abpumpen. Das hat desast-
röse Auswirkungen auf die 
Umwelt. „Die Auenwälder, 
die es eigentlich hier süd-
lich des Chemie-„Parks“ geben müsste, 
sind längst verschwunden. Wir sehen hier 
trockene Wiesen und eine künstliche, mit 
Wasser gefüllte Rinne“, so Paul Kröfges 
vom BUND gegenüber dem WDR. 
Am einstigen BAYER-Standort Brunsbüttel 
sahen die Landwirt*innen vor Jahren noch 
schlimmere Dinge. Dort sorgte der im-
mense Bedarf des Global Players für eine 
Senkung des Grundwasser-Spiegels. In 
der Folge brach die Wasserversorgung zu-

sammen: Viele Haus- und Weidebrunnen 
von Landwirt*innen der Umgebung zogen 
nur noch Luft. Zudem sackten viele Bö-
den ab, was zu Gebäudeschäden führte. 
Daraufhin begannen langwierige Ausein-
andersetzungen der Betroffenen mit dem 
Leverkusener Multi, dem Wasserwerk 
Wacken, welches das Wasser für die Un-
ternehmen gewinnt, und dem zuständigen 
Landesamt für Natur und Umwelt (LANU). 
„Ja, wir kennen das Problem, aber uns ist 
das Wasser versprochen worden“, erklär-
te ein BAYER-Vertreter einst dem Bauern 
Hans Möller. Anfang 2008 reichte dieser 
gemeinsam mit sechs weiteren Geschä-
digten sogar eine Klage ein, die allerdings 
keinen Erfolg hatte.
Möller engagiert sich bis heute, wo der 
Agro-Riese sein Werk längt abgestoßen 
hat, für eine Besserung der Lage. Und in 
Nordrhein-Westfalen laufen die Umwelt-
verbände Sturm gegen das Projekt von 

Schwarz-Gelb, damit es gar 
nicht erst so weit kommt wie 
in Brunsbüttel. Aber nicht 
nur der BUND und der NABU 
kritisierten das Gesetzes-
Vorhaben am 9. November 
2020 bei einer Anhörung im 
Landtag vehement. Andere 
Verbände äußerten ebenfalls 
gravierende Bedenken. Die 
„Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbän-
de Nordrhein-Westfalen“ 

etwa lehnt die Entfristung von Genehmi-
gungen zur Wasser-Entnahme ab. „Durch 
eine Befristung wird sichergestellt, dass 
regelmäßig die Bedingungen für die 
Gewässer-Benutzungen und die Wasser-
Entnahmen untersucht werden und bei 
Bedarf anzupassen sind“, halten die NRW-
Kommunen fest. Dazu verweisen sie auch 
auf die Schwierigkeiten, die ihnen auf die 
Ewigkeit ausgestellte Lizenzen – BAYERs 
Wasser-Rechte reichen teilweise bis ins 

C B G  b e i  d e r  A r b e i t

Ende Juli 2020 startete die COORDI-
NATION GEGEN BAYER-GEFAHREN 
(CBG) ihre Kampagne „Glyphosat-
Stopp jetzt!“. Da lag es nahe, dass 
die Coordination auch ihre alljähr-
liche Jahrestagung dem Total-Her-
bizid und den anderen Ackergiften 
BAYERs widmete. Zum Auftakt 
sprach die Fernsehköchin und der-
zeit als Parteilose für die österrei-
chischen Grünen im EU-Parlament 
sitzende Sarah Wiener, virtuell per 
Internet zugeschaltet, ein Grußwort. 
Ihr folgte – leibhaftig – der Imker 
Bernhard Heuvel, der über das von 
Pestiziden mitverursachte Insekten-
sterben im Allgemeinen und Bie-
nensterben im Besonderen sprach. 
Nach der Mittagspause nahm sich 
Susan Haffmans vom PESTIZID 
AKTIONS-NETZWERK, per Skype 
aus Hamburg ins Stadtteilzentrum 
Bilk flimmernd,  Deutschlands Ex-
porte von besonders gefährlichen 
Ackergiften in Länder des globalen 
Südens vor. Dabei konzentrierte sie 
sich aus gegebenem Anlass beson-
ders auf Kreationen des Leverkuse-
ner Multis. An Jan Pehrke von der 
Coordination war es dann, einen 
allgemeineren Blick auf die Agro-
Chemikalien des Unternehmens zu 
werfen. Einzelheiten zur aktuellen 
„Glyphosat-Stopp jetzt!“-Kampag-
ne lieferte dann gleich im Anschluss 
CBG-Geschäftsführer Marius Stelz-
mann. Die Corona-Pandemie zwang 
zu vielen Vorsichtsmaßnahmen und 
Einschränkungen, aber die rund 30 
Teilnehmer*innen nahmen all das 
wacker auf sich, weil es mit der 
Konzern-Kritik ein übergeordnetes 
politisches Interesse gab, und be-
reuten es am Ende des Tages auch 
nicht.
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19. Jahrhundert zurück – schon bereitet 
haben: „Die Erfahrungen aus der Praxis 
zeigen, dass vorhandene und unbefriste-
te alte Wasser-Rechte die Anpassungen 
an die Gewässer-Entwicklung erheblich 
erschweren können.“ Ebenso wenig tra-
fen die avisierten Änderungen bei den 
Bestimmungen zur Einleitung flüssiger 
Stoffe auf Zustimmung. Für die Arbeits-
gemeinschaft „hatte die Genehmigung-
pflicht der zuständigen Wasserbehörde 
eine wichtige Funktion. Die Reduzierung 

auf eine schlichte Anzeige wird damit 
dem Gewässerschutz und dem Schutz 
der öffentlichen Abwasser-Anlagen nicht 
gerecht“, heißt es in ihrer Stellungnah-
me. Zudem warnten die Städte davor, die 
Gesetzes-Passagen zu den Gewässer-
Randstreifen zu ändern und damit die Um-
setzung der Wasser-Rahmenrichtlinie der 
EU zu behindern, worin sie sich mit der 
„Arbeitsgemeinschaft der Wasserwirt-
schaftsverbände in Nordrhein-Westfalen“ 
(agw) einig wussten. „Die Beschneidung 

der Regelungen zu Gewässer-Randstrei-
fen führt dazu, dass auch in Zukunft die 
Nährstoff- und Pestizid-Einträge in die 
Gewässer nicht sinken und auch die Ziele 
der Wasser-Rahmenrichtlinie in diesem 
Zusammenhang nicht erreicht werden“, 
konstatiert die agw in ihrer Eingabe.
„Unternehmer NRW“, die „Landesver-
einigung der Unternehmensverbände 
Nordrhein-Westfalen“, zeigte sich da-
gegen hocherfreut über die Pläne der 
Regierung Laschet. So befand die Lob-
by-Organisation zur Streichung der Be-
fristung für Wasser-Entnahmen: „unter 
Wettbewerbsgesichtspunkten positiv“. 
Den Wegfall der Genehmigungspflicht 
für die Einleitung flüssiger Stoffe und die 
Abwicklung der bisherigen Vorschriften 
zu den Gewässer-Randstreifen begrüßt 
„Unternehmer NRW“ ebenfalls. Der Ver-
band macht „eine Reihe sinnvoller und 
notwendiger Korrekturen“ in dem Entwurf 
aus und resümiert: „Gerade mit Blick auf 
den nationalen und internationalen Wett-
bewerb sind die vorliegenden Änderungen 
am LWG weit überwiegend ein Schritt in 
die richtige Richtung.“ Und diese dürften 
sich auch alle in der Endfassung wieder-
finden, denn Landesumweltministerin 
Ursula Heinen-Esser erklärte nach der 
Anhörung ungeachtet aller vorgebrachten 
Einwände, die Neuregelungen beibehal-
ten zu wollen. 

KOMMUNAL POLITIK machen
Dieser Leitfaden fürs Politikmachen vor der 
eigenen Haustür gehört in jedes Fraktions-
büro und auf den Schreibtisch aller 
grün-alternativen Kreistags-, Stadtrats- 
oder Gemeinderatsmitglieder.

Das Buch führt Frischgewählte in die 
lokalpolitische Materie ein und hält auch 
für erfahrene Kommunalpolitiker*innen 
viele Kniffe parat.
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Aus dem Inhalt
•  Mein Recht als Ratsmitglied
•  Teambildung und Konfliktlösung
•  Rechtspopulismus in den Räten

Der Landwirt Hans Möller bei der Messung der sinkenden Wasserstände
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Online-HVs gehen weiter

nen, denn eine Online-HV eröffnete dem 
Agro-Riesen ungeahnte Möglichkeiten. 
Die entsprechenden Regelungen im 
„Gesetz zur Abmilderung der Folgen der 
Covid-19-Pandemie“ erlaubten Aktien-Ge-
sellschaften unter anderem, statt Reden 
nur noch Fragen zuzulassen. Sie konnten 
dabei sogar noch aussieben. BAYER & 
Co. hatten das eingefordert. Sie begrün-
deten dies mit der Angst vor sogenannten 
Berufskläger*innen, welche die Vorstände 

mit ihren Auskunftsbegehren willentlich 
vor unlösbare Aufgaben stellen, um die 
Hauptversammlungen anschließend vor 
Gericht anzufechten und davon erst nach 
Auszahlung einer hoch dotierten „Lästig-
keitsprämie“ zu lassen. Der entsprechen-
de Passus schützte die Firmen dann aber 
nicht nur vor den Berufskläger*innen, 
sondern auch gleich noch vor Konzern-
Kritiker*innen, wohingegen er BLACK-
ROCK & Co. eine Sonderstellung einräum-

Das ließ BAYER sich nicht nehmen: Die 
erste rein virtuelle Hauptversammlung 
eines DAX-Unternehmens richtete der 
Leverkusener Multi aus. „Als digitaler Pio-
nier“ feierte der Konzern sich am 28. April 
selber. Den Aktionär*innen beschied der 
Vorstandsvorsitzende Werner Baumann 
derweil: „[S]ehr gerne hätte ich Sie heute 
persönlich vor Ort in Bonn begrüßt. Aber 
die Corona-Krise lässt das leider nicht zu.“
Das waren allerdings nur Krokodilsträ-

Die Corona-Pandemie ermöglichte es den DAX-Unternehmen, sich einen lang ersehnten Wunsch zu erfüllen und 
Online-Hauptversammlungen statt der sonst üblichen Präsenz-Veranstaltungen abzuhalten. BAYER und die ande-
ren Firmen nutzten das, um die Rechte von Konzern-Kritiker*innen massiv zu beschneiden. So kehrte in die neuen 
Konzern-Videoshows eine bis dahin unbekannte Stille ein: Keine Proteste, keine kritischen Reden und keine Nach-
fragen. Das hätten die Aktien-Gesellschaften gerne wieder so. Darum forderten sie die Bundesregierung auf, die bis 
Ende 2020 geltende Ausnahme-Regelung zu entfristen. Und CDU und SPD lieferten: Trotz des vielen Unmuts über 
den Ablauf der virtuellen HVs ging die Verordnung am 29. Oktober unverändert in die Verlängerung.

Von Jan Pehrke

HV 2020: BAYER allein zu Haus
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te. Die Verwaltung „hat (...) keinesfalls 
alle Fragen zu beantworten, sie kann 
zusammenfassen und im Interesse der 
anderen Aktionäre sinnvolle Fragen aus-
wählen. Sie kann dabei Aktionärsvereini-
gungen und institutionelle Investoren mit 
bedeutenden Stimmanteilen bevorzugen“, 
hieß es nämlich in dem Paragrafen-Werk. 
Die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN hatte gemeinsam mit dem 
DACHVERBAND DER KRITISCHEN AKTI-
ONÄRINNEN UND AKTIONÄRE in einem 
Offenen Brief an BAYER Änderungen an-
gemahnt. „Die neue ‚virtuelle’ HV ist in ih-
rer jetzigen Form ein Bruch mit den bisher 
bereits geringen Mitgestaltungsmöglich-
keiten von Aktionär*innen“, konstatierten 
die beiden Organisationen. Aber der Le-
verkusener Multi reagierte nicht. Dement-
sprechend unerquicklich gestaltete sich 
am 28. April die Hauptversammlung für 
Umwelt-Aktivist*innen, 
Imker*innen, Pestizid-
Gegner*innen und andere 
kritische Aktionär*innen. 
Reden akzeptierte der 
Global Player nicht, und 
die Fragen, die zwei Tage 
vorher eingereicht wer-
den mussten, referierte 
Baumann ton- und lust-
los. Noch nicht einmal die 
Namen nannte er – an-
geblich aus Datenschutz-
Gründen. Allein den je-
weiligen Sacherverhalt 
zu verstehen, bereitete 
Außenstehenden des-
halb oft schon Schwie-
rigkeiten. Es macht eben 
einen fundamentalen Un-
terschied, ob etwa eine Medikamenten-
Geschädigte vor das Mikrofon tritt, ihre 
Leidensgeschichte erzählt und am Schluss 

fragt, wann BAYER die betreffene Arznei 
endlich vom Markt zu nehmen gedenkt, 
oder ob es einfach heißt: „Eine Aktionärin 
fragte nach dem Produkt DUOGYNON.“ 
Darum bescheinigte die Frankfurter Allge-
meine Zeitung dem BAYER-Chef Werner 
Baumann dann auch, „eine entspannte 

Hauptversammlung“ 
hinter sich gebracht zu 
haben. „Die Öffentlich-
keit wohnte Statements 
und Fragen via Internet 
bei. Für unliebsame 
Störenfriede war kein 
Platz“, so die Zeitung. 
Seine Kolleg*innen von 
den anderen börsen-
notierten Unternehmen 
verlebten ähnlich ruhige 
Stunden. In ihrer Rück-
schau auf die 2020er-
HVs schrieb die FAZ, 
„dass die sterilen Fra-
ge-Antwort-Blöcke der 
vergangenen Wochen 
sämtliche Spontanität 
und Bissigkeit vermis-

sen ließen“ und appellierte: „Rettet die 
Erbsensuppe!“ Das Urteil der Rheinischen 
Post fiel nicht eben besser aus: „Das wa-

ren sterile Veranstaltungen, Vorstände 
hatten leichtes Spiel, unliebsame Fragen 
abzubügeln.“ 
Der DACHVERBAND DER KRITISCHEN 
AKTIONÄRINNEN UND AKTIONÄRE fäll-
te gleichfalls ein vernichtendes Urteil. 
„In der Hauptversammlungssaison 2020 
haben wir gesehen, dass virtuelle Haupt-
versammlungen im Vergleich zu Präsenz-
Versammlungen inakzeptable Schwach-
stellen aufweisen“, hielt die Initiative 
fest und konkretisierte: „In einigen Fällen 
wurden Fragen bei der Beantwortung so 
zusammengefasst, dass dahinterliegende 
Kritik-Punkte bewusst nicht übermittelt 
wurden. Oder ganze Frage-Komplexe wur-
den mit fadenscheinigen Begründungen 
überhaupt nicht beantwortet.“
BAYER & Co. wollten es natürlich genauso 
wiederhaben und begannen mit der Lobby-
Arbeit. Bereits Anfang September setzte 
das „Deutsche Aktieninstitut“ (DAI), das 
die Interessen der Aktien-Gesellschaften 
vertritt, in  der Sache einen Offenen Brief 
an Bundesjustizministerin Christine Lamb-
recht auf. „Virtuelle Hauptversammlungen 
auch 2021 ermöglichen“, war er über-
schrieben. „Eine frühzeitige Verlängerung 
der aktuellen Ausnahmeregelung ist unter 
epidemologischen Gesichtspunkten rich-

E s  m a c h t  e b e n  e i n e n 
f u n d a m e n t a l e n  U n -
t e r s c h i e d ,  o b  e t w a 

e i n e  M e d i k a m e n t e n -
G e s c h ä d i g t e  v o r  d a s 
M i k r o f o n  t r i t t ,  i h r e 
L e i d e n s g e s c h i c h -
t e  e r z ä h l t  u n d  a m 

S c h l u s s  f r a g t ,  w a n n 
B AY E R  d i e  b e t r e f -

f e n e  A r z n e i  e n d l i c h 
v o m  M a r k t  z u  n e h -
m e n  g e d e n k t ,  o d e r 

o b  e s  e i n f a c h  h e i ß t : 
„ E i n e  A k t i o n ä r i n 

f r a g t e  n a c h  d e m  P r o -
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tig und für die Planungssicherheit der Un-
ternehmen wichtig“, so das DAI. 
Die SPD-Politikerin tat wie geheißen und 
widmete sich der Aufgabe. Sie holte dafür 
allerdings auch eine Stellungnahme des 
DACHVERBANDES DER KRITISCHEN AK-
TIONÄRINNEN UND AKTIONÄRE ein. Die-
ser formulierte im Lichte der gemachten 
Erfahrungen eine Reihe von Forderungen 
und Änderungsvorschlä-
gen. „Es reicht leider nicht 
aus, dass der Vorstand nur 
‚nach eigenem Ermessen’ 
Auskünfte auf die Fragen 
der Aktionär*innen gibt“, 
konstatierte der Dachver-
band und sprach sich für ein 
verbrieftes Auskunftsrecht 
aus. Dieses sollte nicht zu-
letzt auch zu Nachfragen befugen. Zudem 
trat der Verband für die Möglichkeit von 
Hybrid-Hauptversammlungen ein, die es 
den Aktionär*innen gestattet, ihre Anlie-
gen in einer Präsenz-Veranstaltung vorzu-
tragen. Überdies verlangte er, die gestell-
ten Gegenanträge zur Nichtentlastung von 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern 
nicht länger außen vor zu lassen und in 
der HV zu behandeln. Überdies drängte 
die Organisation darauf, die kurzen Einla-

dungsfristen, die es der CBG so ungemein 
erschwert hatten, rechtzeitig alle Stimm-
rechtsübertragungen zu erhalten, wieder 
abzuschaffen.
Auch der CDU-Bundestagsabgeordnete 
Prof. Dr. Heribert Hirte forderte eine 
Streichung der verkürzten Fristen. Darü-
ber hinaus mahnte er eine „Überprüfung 
der Reduzierung des Ermessens bei den 

Antworten“ an. „Interak-
tion macht eine Hauptver-
sammlung aus“, betonte er. 
Die beiden Rechtsanwälte 
Günter Seulen und Andreas 
Krebs pflichteten dem bei 
und plädierten für „eine An-
näherung der Mitwirkungs-
rechte der Aktionäre an die 
physischen Versammlun-

gen“. Zur Gewährleistung des Schutzes 
der Unternehmen vor Berufskläger*innen 
bei einem umfassenden Frage-Recht 
wussten sie ebenfalls ein Mittel: die Re-
form der Regeln für die Beschluss-Anfech-
tung auf der Basis der Vorschläge, die der 
„Deutsche Juristentag“ 2018 erarbeitet 
hat. 
Die Schutzgemeinschaft der Kapital-
Anleger (SdK) lehnte eine einfache Ver-
längerungen der Bestimmungen „wegen 

der mittlerweile unverhältnismäßigen 
Einschränkung von Aktionärsrechten“ 
schlichtweg ab. Schon für die abgelaufe-
ne Saison fand die SdK den Verweis auf 
das Neuland „World Wide Web“ zur Be-
gründung der Einschnitte „zweifelhaft“. 
Für das kommende Jahr mochte sie das 
überhaupt nicht mehr gelten lassen. Und 
mit Besorgnis beobachtete die Schutz-
gemeinschaft „das Bestreben einzelner 
Kräfte, die virtuelle Hauptversammlung in 
der Ausformung des COVID-19-Gesetzes 
zur Blaupause für ein Zukunftsmodell der 
Hauptversammlung als das ‚new normal’ 
(...) nutzen zu wollen.“
Aber Justizministerin Christine Lambrecht 
zeigte sich von alledem unbeeindruckt. 
Die Gesetzes-Passagen gingen unverän-
dert in die Verlängerung. Ansonsten blieb 
es bei Appellen. Die Unternehmen sollten 
sich nur ins Virtuelle begeben, „wenn dies 
unter Berücksichtigung des konkreten 
Pandemie-Geschehens erforderlich er-
scheint“ und bezüglich der Frage-Möglich-
keit „insbesondere bei der vorherigen Ein-
reichung der Fragen, weiterhin möglichst 
aktionärsfreundlich verfahren“. Damit ist 
es natürlich nicht getan. Es braucht Druck. 
Und den wird die COORDINATION GEGEN 
BAYER-GEFAHREN entfalten. 
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BAYER kauft ASKBIO

Als teuerste Arznei der Welt machte vor 
einiger Zeit ZOLGENSMA Schlagzeilen. 
Die einmalig durchzuführende Genthera-
pie mit dem Präparat schlägt mit 2,1 Mil-
lionen Dollar zu Buche. Zur Anwendung 
kommt sie bei einer seltenen, zumeist 
schon im frühen Lebensalter diagnosti-
zierten Erbkrankheit: der spinalen Muskel-
Atrophie. Durch einen Defekt des SMN1-
Gens produziert der Körper der Kinder 
nicht genug Nervenzellen zur Steuerung 
der Muskelzellen, was zu Muskelschwä-
che bis hin zu Lähmungserscheinungen 

führt und sich als lebensbedrohlich erwei-
sen kann. ZOLGENSMA bietet hier nun 
eine Lösung an, nach deren Muster auch 
die meisten anderen Gentherapien funkti-
onieren: Das Präparat schleust ein gesun-
des Gen in den Körper ein und nutzt dafür 
Viren als Transportmittel zum Ziel-Ort.
Den Zugriff auf den Millionen-Seller si-
cherte sich NOVARTIS. 2018 kaufte der 
Schweizer Pharma-Riese das US-ameri-
kanische Biotech-Unternehmen AVEXIS 
und damit die Rechte an der Vermarktung 
von ZOLGENSMA. Auf solche Coups spe-

kulieren auch die Mitbewerber. Darum tut 
sich in dem Segment zurzeit viel. Im letz-
ten Jahr erstand ROCHE für 4,3 Milliarden 
Dollar SPARK und der japanische Konzern 
ASTELLAS die US-Gesellschaft AUDEN-
TES THERAPEUTICS für drei Milliarden 
Dollar. 
Da wollte BAYER nicht nachstehen. Ende 
Oktober 2020 erwarb der Global Player die 
US-Firma ASKLEPIOS BIOPHARMACEUTI-
CAL (ASKBIO), die AVEXIS einst die Basis-
Technologie für ZOLGENSMA geliefert 
hatte. Zwei Milliarden Euro zahlt der Kon-

Ende Oktober 2020 erwarb der Leverkusener Multi die US-amerikanische Firma ASKBIO und steigt damit in das 
derzeit profitträchtigste Segment des Pharma-Marktes ein: die Gentherapie. Die Risiken und Nebenwirkungen dieser 
Methode ignoriert er dabei geflissentlich.

Von Jan Pehrke
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zern sofort, weitere zwei Milliarden stellt 
er bei erfolgreichen Arznei-Kreationen 
in Aussicht. Als potenzielle Kandidaten 
dafür gelten bei ASKBIO Pharmazeutika 
gegen Parkinson, Herz-Insuffizienz und die 
Stoffwechsel-Erkrankung Morbus Pompe, 
welche zurzeit die klinische Entwicklung 
durchlaufen. An anderen arbeitet das Un-
ternehmen nicht selbst weiter. Aber die 
Verträge, die es mit anderen Firmen abge-
schlossen hat, garantieren Lizenz-Einnah-
men, sollten die Pharmazeutika Marktrei-
fe erlangen. Überdies gehen durch den 
Deal 500 Patente in den Besitz des Lever-
kusener Multis über. Auch eine Tochterge-
sellschaft, die für externe Auftraggeber 
Viren zu Gen-Fähren präpariert, gehört 
zum Paket. „Als einem aufstrebenden 
Unternehmen auf dem Gebiet der Genthe-
rapien werden uns die Expertise und das 
Portfolio von ASKBIO bei der Etablierung 
hochinnovativer Behandlungsoptionen für 
Patienten unterstützen und unser Portfolio 
stärken“, erklärte BAYERs Pharma-Chef 
Stefan Oelrich. 
Mit dem Zukauf des Genmedizin-Betrie-
bes, der innerhalb des Konzerns seine Ei-
genständigkeit behalten soll, will BAYER 
jetzt NOVARTIS & Co. Paroli auf einem 
Feld bieten, auf dem der Neuen Zürcher 
Zeitung zufolge ein „starker Konkurrenz-
druck“ herrscht. Bei der Viren-Herstellung 
macht das Blatt sogar schon gewisse 
Überkapazitäten aus.

V i e l e  G e f a h r e n
Allzu lange währt der Boom noch nicht. 
Immer wieder gab es nämlich skandal-
trächtige Zwischenfälle während der Er-
probungen. 1999 machte der Tod Jesse 
Gelsingers bei einer Gentherapie-Studie 
weltweit Schlagzeilen. Der 18-Jährige litt 
an einer seltenen Stoffwechsel-Krankheit, 
und die Mediziner wollten in seine Leber 
ein Enzym einschleusen, das diese Ge-
sundheitsstörung behob. Aber die Milli-
arden als Gen-Fähren benutzten Adeno-
Erkältungsviren infizierten nicht nur wie 
vorgesehen die Leber-Zellen, sondern 
griffen auch Abwehr-Zellen an. Diesem 
Ansturm zeigte sich das Immunsystem 
des Jungen nicht gewachsen;  es kam zu 
einem multiplen Organ-Versagen. 
BAYER musste ebenfalls bereits Versuche 
wegen des Gefährdungspotenzials der 
Therapeutika einstellen. 2001 stoppte die 
US-amerikanische Gesundheitsbehörde 
eine in Kooperation mit AVIGEN gestarte-
te Testreihe zur Entwicklung eines Bluter-
Präparats. Es hatten sich Adeno-Viren in 
der Samenflüssigkeit eines Probanden 

gefunden, was die Gefahr von Erbgut-
Schädigungen bei den Nachkommen des 
Mannes heraufbeschwor. 
Ein Jahr später diagnostizieren die 
Mediziner*innen bei einem der zehn 
Kinder, die in Frankreich an einem vom 
Mediziner Alain Fischer durchgeführten 
Gentherapie-Test zur Behandlung ihrer 
Immunschwäche-Krankheit X-SCID teil-
genommen haben, Leukämie. 2003 tritt 
ein zweiter Fall auf, 2005 ein dritter. US-
amerikanische Wissenschaftler*innen 
kommen später zu dem Schluss, dass die-
ses Mal nicht die Transport-Viren, sondern 
das eingeschmuggelte Gen selber den 
Krebs bei den drei jungen Proband*innen 
ausgelöst hat.
Die US-amerikanische Gesundheitsbe-
hörde FDA reagierte schließlich und emp-
fahl Gentherapie-Versuche auf bislang 
unheilbare Krankheiten zu beschränken. 
Das alles bremste die Euphorie merklich. 
Aber die Forscher*innen gaben nicht auf. 
So bauten sie statt auf Adeno-Viren ver-
mehrt auf bloß noch adeno-assoziierte 
Viren (AAV), wie sie auch ASKBIO nutzt. 
„Pionierleistungen“ auf diesem Gebiet be-
scheinigt BAYER-Chef Werner Baumann 
seinem Neuerwerb stolz. Die Adeno-Viren 
2.0. können keine Krankheiten übertragen, 
und ihre einzelnen Varianten bevorzugen 
jeweils bestimmte Zell-Typen, weshalb 
sich die AAV besser steuern lassen. Zu-
dem ist die Krebs-Gefahr herabgesetzt, 
weil dieser Viren-Typ nur selten auf eine 
unspezifische Art Eingang in das Erbgut 
der Ziel-Zelle findet.

Trotz alledem bleibt das Risiko-Potenzial 
von Gentherapien hoch. Mitte Oktober 
2020 meldete LYSOGENE den Tod ei-
ner Fünfjährigen, die gemeinsam mit 19 
weiteren Proband*innen an einer Arznei-
Prüfung mit dem Gentherapie-Präparat 
LYS-SAF302 teilgenommen hatte. Das 
Mädchen litt an der Erbkrankheit Mucopo-
lysaccharidose. Aufgrund eines defekten 
SGSH-Gens produzierte ihr Körper ein En-
zym, das in den Zellen bestimmte Stoffe 
abbaut, nicht in ausreichendem Maße, so 
dass es zu Ablagerungen kam, die den zel-
lulären Stoffwechsel störten. Die Prozedur 
aber, dieses Gen mittels adeno-assoziier-
ter Viren durch ein funktionstüchtiges zu 
ersetzen, vertrug die Patientin nicht. Sie 
verstarb einige Monate nach der Gabe 
des Pharmazeutikums. Genauere Angaben 
zu den Umständen ihres Todes blieb das 
französische Unternehmen bisher schul-
dig. Erste Alarmzeichen in Sachen „LYS-
SAF302“ gab es bereits vorher. Im Juni 
musste LYSOGENE die Studie einmal kurz-
zeitig unterbrechen, da die FDA Sicher-
heitsbedenken geltend gemacht hatte. 
AUDENTES hatte im August 2020 über 
den dritten Todesfall bei einer Versuchs-
reihe mit Kindern informiert, die aufgrund 
eines defekten MTM1-Gens an der neu-
romuskulären Erkrankung „Myotubuläre 
Myopathie“ (XLMTM) leiden. Erste Tests 
mit adeno-assoziierten Viren, die eine kor-
rekte Version des Gens in die Muskelzellen 
einbrachten, verliefen vielversprechend. 
Daraufhin hob AUDENTES die Dosis an 
und schraubte sie auf eine bisher bei 

ASKBIOs US-Zentrale im Research Triangle Park nahe Chapel Hill
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solchen Erprobungen nur selten erreichte 
Höhe. Drei der 17 Probanden vertrugen 
die Injektion nicht und entwickelten eine 
Sepsis. Ihr Immunsystem identifizierte die 
AAV als fremde Eindringlinge und mobili-
sierte alle Abwehrkräfte. Dabei konnte es 
nicht mehr zwischen Freund und Feind un-
terscheiden und zerstörte so den ganzen 
Organismus.
Bei der Gentherapie-Studie „IGNITE 
DMD“ von SOLID BIO zur Behandlung der 
Muskel-Erkrankung Duchenne-Muskeldy-
strophie (DMD) ereignete sich im No-
vember 2019 nach einer Dosis-Erhöhung 
ebenfalls ein Zwischenfall. Ein Patient 
reagierte darauf mit Nieren-Störungen. 
Daraufhin stoppte die FDA den Versuch 
und hob das Moratorium erst elf Mona-
te später unter der Bedingung, weniger 
AAV zu verwenden, wieder auf. Das war 
bereits die zweite Intervention der Ge-
sundheitsbehörde bei SGT-001. Die erste 
Pause musste SOLID BIO schon im März 
2019 einlegen, weil bei einem Probanden 
Funktionsstörungen der Niere auftraten – 
schon die vorklinische Phase von IGNITE 
DMD hatte Hinweise auf eine solche Ne-
benwirkung erbracht.
Einer, der es wissen muss, beobachtet 
diese Entwicklung bereits seit längerer 

Zeit mit Sorge. Jim Wilson, der die für 
Jesse Gelsinger so fatale Gentherapie-
Studie geleitet hatte, mahnte schon vor 
zwei Jahren mit Verweis auf die Erkennt-
nisse aus zwei neuen Studien: „Bei jedem 
biologischen Produkt stellen sich ab einer 
bestimmten Dosis toxische Effekte ein.“ 
Und selbst bei ZOLGENSMA hapert 
es nun. Bei immer mehr Patient*innen 
scheint die einmalige Gabe nicht zu rei-
chen, weshalb einige Mediziner*innen 
sich zu einer Begleit-Behandlung mit an-
deren Pharmazeutika entschlossen haben. 
Auch die Bemühungen von NOVARTIS, 
das Anwendungsgebiet des Präparates 
auf Kinder bis zu fünf Jahren auszuwei-
ten, zeigen bisher kein Erfolg. Nachdem 
präklinische Tests den Verdacht auf Rü-
ckenmarksentzündungen und Nervenzel-
len-Schäden geschürt hatten, stoppte die 
FDA Ende Oktober 2020 den Studien-Arm 
mit denjenigen Proband*innen, die hoch-
dosiertes ZOLGENSMA verabreicht beka-
men. Gleiches tat die Behörde schon Ende 
2019, und im September 2020 mahnte sie 
neue Untersuchungen an. Zudem deckte 
die Einrichtung bei den Tier-Versuchen, 
die NOVARTIS zur Zulassung des Medika-
mentes eingereicht hatte, Daten-Manipu-
lationen auf. Sie entschied sich zwar, das 

Mittel trotzdem auf dem Markt zu lassen, 
behielt sich aber zivil- oder strafrechtliche 
Schritte vor.

U n s i c h e r e  A u s s i c h t e n
Ob der BAYER-Konzern also mit ASKBIO 
mehr Freude haben wird als mit MON-
SANTO, bleibt dahingestellt, zumal die 
Herstellung von Gentherapeutika einen 
hohen Produktionsaufwand erfordert. Ein 
Finanz-Analyst der Bank MORGAN STAN-
LEY äußerte schon erste Zweifel. Seiner 
Ansicht nach zahlte der Leverkusener 
Multi einen zu hohen Preis für die US-
Firma, da von ihr in den nächsten Jahren 
kein nennenswerter Beitrag zum Unter-
nehmensumsatz zu erwarten sei. 
Einen eigenen Forschungsbereich „Gen-
therapie“ aufzubauen, hätte den Konzern 
aber noch mehr Geld gekostet, sagte Phar-
ma-Boss Stefan Oelrich in einem Interview 
mit der Wirtschaftswoche. „[E]s wäre zu 
kosten-intensiv geworden und hätte auch 
zu lange gedauert. Mir ist es wichtig, dass 
BAYER in diesem wichtigen Zukunftsfeld 
der Medizin zeitnah vertreten ist“, so Oel-
rich. 
Tatsächlich baut die Aktien-Gesellschaft 
auch sonst kaum noch auf die heimischen 
Labore. Mit dem Anfang 2018 gestarte-

GWR 454 – Dezember 2020 
Die Polizei läßt uns nicht hängen 
– Lützerath, Danni & Co

Probeexemplar oder Abo:
www.graswurzel.net

Fo
to

: H
er

be
rt 

Sa
ue

rw
ein



facebook.com/CBGnetwork  | twitter.com/CBGnetwork 

STICHWORT BAYER 1/2021 D r u g s  &  P i l l s

s e i t e  s i e b z e h n 

ten Rationalisierungsprogramm „Super 
Bowl“, das die Groß-Investor*innen ihm 
abverlangt hatten, um die mit der MON-
SANTO-Übernahme verbundene Schul-
denlast stemmen zu können, bereitete der 
Global Player auch einen Strategie-Wech-
sel im Arznei-Sektor vor. Und als der Agro-
Riese im Zuge des Aktienkurs-Einbruchs 
nach dem ersten Schadensersatz-Urteil in 
Sachen „Glyphosat“ Ende 2018 den von 
BLACKROCK & Co. eingeforderten Kahl-
schlag verkündete und die Vernichtung 
von 12.000 Arbeitsplätzen annoncierte, 
setzte er deshalb nicht zuletzt bei der 
Pharma-Forschung an. Hier sah der Vor-
standsvorsitzende die Streichung von 900 
Jobs vor. Stattdessen wolle BAYER „eine 
verstärkte Ausrichtung auch auf externe 
Innovationen“ vornehmen, erklärte Bau-
mann damals. 
Und das tat der Konzern dann auch. Im 
letzten Jahr band er den Zelltherapie-
Spezialisten BLUEROCK ganz an sich. Am 
2. Dezember 2020 verschmolz der Lever-
kusener Multi ihn mit ASKBIO „zu einer 
neuen Plattform für Zell- und Gentherapie 
(C & GT)“, die bald Zuwachs erhielt. Am 7. 
Dezember gab er nämlich die Zusammen-
arbeit mit dem US-Unternehmen ATARA 
BIOTHERAPEUTICS bekannt, das Krebs-

therapien auf der Basis von CAR-T-Zellen 
entwickelt. Zudem kaufte die Aktien-
Gesellschaft die britische Biotech-Firma 
KANDY, die an einem ohne Hormone aus-
kommenden Mittel gegen Wechseljahres-
Beschwerden arbeitet. Dazu kommen 
noch mehrere Kooperationsabkommen.
Allzu große Sprünge darf BAYER aber 
nach der dem 66 Milliarden Dollar schwe-
ren MONSANTO-Deal nicht machen. „Die 
Mittel sind beschränkt. Daher versuchen 
wir, spannende Medikamenten-Entwick-
lungen in frühen Phasen zu finden, die 

weniger kosten und ein höheres Wertstei-
gerungspotenzial besitzen“, so Oelrich. 
Diese Pharmazeutika besitzen allerdings 
auch ein höheres Risiko, die in sie gesetz-
ten Profit-Erwartungen nicht zu erfüllen, 
weil sie es nicht bis zum fertigen Produkt 
schaffen. Dabei steht der Leverkusener 
Multi unter Zugzwang. Der Konzern muss 
liefern, sieht er sich im Pillen-Sektor doch 
mit dem baldigen Auslaufen der Patente 
für die umsatzträchtigsten Mittel konfron-
tiert, ohne Ersatz aus den eigenen Labors 
parat zu haben. 
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Der Kapitalismus hat 
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Grenzpfählen,  
Landesfarben und 
nationalen Ideologien. 
Vor letztern am wenigs-
ten, denn er bezahlt ja 
meistens ihre Erfinder. 
Carl von Ossietzky in  
Die Weltbühne,  
17. Februar 1931
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Halten Sie globale Ver-
antwortung für einen 
militärischen Auftrag, 

den die Bundeswehr zu 
erfüllen hat? Dann wird 

Ihnen Ossietzky nicht 
zusagen.

Diese geistige Militarisie-
rung, der fast alle Parteien 
hemmungslos unterliegen, 

ist unsittlich, verabscheuens-
wert und infam. Sie wird 

ihre blutigen Früchte tragen 
– und auch das nächste Mal 

wird niemand, niemand 
schuld sein.  

Kurt Tucholsky 1927

Glauben Sie daran, 
dass Löhne gesenkt 

und Arbeitszeiten 
verlängert werden 
müssen, damit die 
Unternehmer viele 
neue Arbeitsplätze 
schaffen? Wenn Sie 

diesen Glauben nicht 
verlieren wollen, 

dürfen Sie keinesfalls 
Ossietzky lesen. 

Wenn schon gespart werden 
soll, dann möge man bei 

Militär und Marine anfan-
gen, anstatt deren weitere 
Hypertrophie auf Kosten 
des Sozialetats zu dulden. 

Carl von Ossietzky in Die 
Weltbühne, 17. Dezember 1929
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Der Desaster-Deal

BAYERs MONSANTO-Übernahme war 
erst wenige Wochen amtlich, da begann 
das Verhängnis auch schon. Es erging 
das erste Urteil in einem Prozess um Gly-
phosat-Entschädigungen. Am 10. August 
2018 verurteilte ein US-amerikanisches 
Geschworenen-Gericht den Leverkuse-
ner Multi zur Zahlung von 289 Millionen 
Dollar. Die Aktie des Konzerns stürzte 
massiv ab und fing sich selbst dann nicht, 

als die Richterin Suzanne R. Bolanos die 
Strafsumme später auf 78 Millionen Dol-
lar herabsetzte. Zum damaligen Zeitpunkt 
gab es nämlich noch fast 10.000 weitere 
Klagen. BLACKROCK und andere Invest-
ment-Häuser meldeten da Handlungsbe-
darf an – und der Agro-Riese lieferte. Er 
verkündete Ende November 2018 ein Ein-
spar-Programm, das ein Volumen von 2,6 
Milliarden Euro hatte und unter anderem 

die Vernichtung von 12.000 Arbeitsplätzen 
vorsah. Aber das reichte offenbar nicht. 
Ende September 2020 musste der Global 
Player eine Gewinn-Warnung verkünden 
und legte deshalb nach. Er gab Kürzungen 
in einer Größenordnung von 1,5 Milliar-
den Euro bekannt. Das erste Paket zum 
Maßstab genommen, liefe das auf den 
Verlust von 7.000 weiteren Stellen hin-
aus. Überdies will der Global Player sich 

Der BAYER-Konzern hat sich bei der Übernahme des US-Unternehmens MONSANTO übernommen und muss des-
halb zu drastischen Maßnahmen greifen. Zu spüren bekommen das hauptsächlich die Beschäftigten.

Von Jan Pehrke

14. September 2016: MONSANTO-Chef Hugh Grant und BAYER-Boss Werner Baumann besiegeln den  Deal
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von einzelnen Produkt-Segmenten seiner 
Agro-Sparte trennen. 

D e r  Ta g  d e r  W a h r h e i t
Über das ganze Ausmaß der Verluste be-
richtete BAYER am 2. November 2020 bei 
der Vorstellung der Zahlen für das dritte 
Quartal des Jahres. Der Konzern vermel-
dete einen Umsatz-Rückgang von 5,1 Pro-
zent auf 8,5 Milliarden Euro. Besonders 
hohe Einbrüche verzeichnete er mit minus 
11,5 Prozent im Landwirtschaftsbereich. 
Dafür nannte das Unternehmen eine 
ganze Reihe von Ursachen: den Verfall 
der brasilianischen Währung, gesunkene 
Lizenz-Einnahmen, Produkt-Retouren, die 
schrumpfende Nachfrage nach Biokraft-
stoffen, den Preisverfall bei Saatgut auf-
grund des Konkurrenz-Drucks, den Han-
delskonflikt zwischen den USA und China, 
das Wetter – und natürlich Corona. Am 
Ende des Tages kam der Multi nicht dar-
um herum, im Agro-Bereich eine Wertbe-
richtigung in Höhe von 9,3 Milliarden Euro 
vorzunehmen. Zu zwei Dritteln waren da-
für laut Konzern-Angaben Währungs- und 
Zins-Einflüsse verantwortlich und bloß zu 
einem Drittel das ausgebliebene Wachs-
tum. Ob die Wertberichtigung eher auf 
das Konto des von dem Neuerwerb ein-
gebrachten Sortiments geht oder den Alt-
bestand betrifft, konnten – oder wollten 
– weder der Vorstandsvorsitzende Werner 
Baumann noch Finanz-Vorstand Wolfgang 
Nickl näher aufschlüsseln. „Das lässt sich 
so genau nicht mehr sagen, was MON-
SANTO und was BAYER ist. Wir haben ein 
Cropscience-Geschäft“, so Nickl. 
Der 2. November war aber noch aus ei-
nem anderen Grund ein entscheidendes 
Datum für die Aktien-Gesellschaft. Da lief 
nämlich die Frist ab, die der US-Richter 
Vince Chhabria für das Einreichen einer 
Vergleichslösung in Sachen „Glyphosat“ 
gesetzt hatte. Eine solche hatte der Le-
verkusener Multi eigentlich schon im Juni 
präsentiert, Chhabria verlangte jedoch 
Nachbesserungen. Der Konzern hatte 
nämlich falsche Angaben über die Zahl 
der bisher erreichten Einigungen mit den 
rund 125.000 Glyphosat-Geschädigten ge-
macht. Nicht drei Viertel aller Fälle hatte 
BAYER zum Abschluss gebracht, wie im 
Juni behauptet, noch nicht einmal an-
nähernd so viele: Bis Ende August lagen 
bloß 30.000 Vereinbarungen vor. Darüber 
hinaus hatte der Agro-Riese einen äußerst 
fragwürdigen Vorschlag über den Umgang 
mit den zukünftig zu erwartenden Klagen 
vorgelegt, mit denen zu rechnen ist, da 
er sein hauptsächlich unter dem Namen 

„ROUNDUP“ vermarktetes Mittel partout 
auf dem Markt halten will. Das Ansinnen, 
kommende Verfahren der Zuständigkeit 
der Justiz zu entziehen und einem Wis-
senschaftsgremium zu überantworten, 
betrachtete Vince Chhabria als eine Miss-
achtung des Gerichts. Er äußerte massive 
Zweifel daran, „ob es verfassungsgemäß 
(oder generell gesetzmäßig) wäre, die 
Entscheidung der Kausalitätsfrage (d. h. 
ob – und wenn ja, ab welcher Dosis – 
ROUNDUP in der Lage ist, Krebs zu ver-
ursachen) über Richter und Jurys hinweg 
an ein Gremium von Wissenschaftlern zu 
delegieren“.
Und diese Zweifel blieben über den 2. No-
vember hinaus ebenso bestehen wie die 
große Zahl nicht ausverhandelter Deals. 
Dabei wäre eine außergerichtliche Be-
reinigung bitter notwendig gewesen. Das 
hatte sich ein paar Tage vorher gezeigt: 
Am 21. Oktober 2020 nämlich lehnte der 
kalifornische Supreme Court BAYERs An-
trag auf Berufung in dem vom Glyphosat-
Geschädigten Dewayne Johnson ange-
strengten Verfahren ab, was die Aussicht 
auf einen Gewinn der juristischen Ausein-
andersetzung noch einmal schmälert.
Aber der Leverkusener Multi konnte zum 
Stichtag nicht liefern. „Obwohl Fortschrit-
te erzielt wurden, wird dieser Prozess 
mehr Zeit brauchen“, erklärte der Agro-
Riese. Er vermochte noch nicht einmal 
die genaue Zahl der bisher geschlossenen 
Übereinkommen zu nennen. „Im Zusam-
menhang mit glyphosat-basierten ROUN-
DUPTM-Produkten hat das Unternehmen 
zu etwa 88.500 Klagen verbindliche Ver-
gleichsvereinbarungen abgeschlossen, ist 

derzeit dabei, diese abzuschließen oder 
hat sich dem Grund nach geeinigt“, hieß 
es lediglich. Damit war die Geduld Vince 
Chhabrias zuende. Der Richter hatte für 
die Zeit der Mediationsgespräche BAYERs 
mit den Geschädigten-Anwält*innen alle 
laufenden Glyphosat-Verfahren ausge-
setzt. Am 10. November erklärte Chhabria 
jedoch, sie wieder vor Gericht bringen zu 
wollen, weil er keinen Aufschub mehr dul-
det: „Ich bin nicht daran interessiert, den 
Zeitplan für die Entscheidung dieser Fälle 
so lang zu strecken.“
Der Global Player sollte es noch nicht ein-
mal schaffen, andere Rechtsstreitigkeiten, 
die er in einem Aufwasch mit dem Glypho-
sat-Komplex zu den Akten legen wollte, 
zu beenden, wie sich Anfang Dezember 
herausstellte. So fanden die Vereinba-
rungen, die der Konzern geschlossen hat, 
„um den wesentlichen Teil des Verfahren-
skomplexes zu den Auswirkungen von PCB 
(Polychlorierte Biphenyle) in Gewässern 
beizulegen“, nicht die Gnade des Bezirks-
richters Fernando Olguin. Er bezeichnete 
die Abmachungen als „zu weit gefasst“, 
weil diese BAYER vor allen zukünftigen 
Ansprüchen schützten, und nannte die den 
klagenden Städten in Aussicht gestellte 
Kompensation von 650 Millionen Dollar 
„sehr bescheiden“. Die Summe reiche zur 
Deckung der Kosten nicht aus, die den 
Kommunen durch das Herausfiltern der 
gesundheitsschädlichen Industrie-Chemi-
kalie aus ihren Wasserversorgungssyste-
men erwüchsen, befand Olguin. 

I n  Tr e u e  f e s t  z u m  D e a l
Trotz alledem hält der Leverkusener Multi 

Der Herr der Glyphosat-Klagen: Richter Vince Chhabria
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weiter in Treue fest zu dem MONSANTO-
Deal. Die Journalist*innen-Frage, ob die 
Übernahme ein Fehler war, verneinte 
Werner Baumann. Er sehe „dieses Ge-
schäft langfristig sehr, sehr gut aufgestellt 
mit den führenden Positionen, die wir ha-
ben, und darüber hinaus auch einem lang-
fristig wachsenden Markt“, beschied der 
BAYER-Chef Antje Höning von der Rheini-
schen Post. Der Nachrichtenagentur AFP 
gegenüber räumte er allerdings ein, die 
Kaufsumme von 59 Milliarden Euro wäre 
vielleicht doch ein wenig hoch ausgefal-
len.  „Der Preis, den wir seinerzeit in 2016 
bezahlt haben, war einer, der sich auch 
im Wettbewerb mehrerer Bieter ergeben 
hat“, so Baumann, die Bewertung eines 
Unternehmens wäre „auch immer eine 
Frage der jeweiligen Zeit“. 
Das Presse-Urteil nach dem 2. November 
fiel verheerend aus. „MONSANTO wird 
zu BAYERs Mühlstein“ lautete die Über-
schrift des FAZ-Artikels – „Verkalkuliert“ 
lautete schlicht das Resümee des Blat-
tes. „Letzter Platz, überall – der nächste 
Sturz einer deutschen Legende“ befand 
Springers Welt, und von einem „Desas-
ter“ sprach die Wirtschaftswoche. Die 
Rheinische Post überschrieb ihren Kom-
mentar derweil:  „Mitarbeiter zahlen für 

BAYERs Milliarden-Fehler“. Zu Anfang 
verwies der Text auf die ehrgeizigen Zie-
le des Unternehmens: „Der Anspruch von 
BAYER ist groß: Nichts weniger als die 
Welternährung will der Leverkusener Kon-
zern retten“, dann blickte er zurück: „Die 
Vergangenheit ist nicht minder groß: Als 
Apotheke der Welt hatte sich der Erfinder 
von ASPIRIN und Antibiotika einst einen 
Namen gemacht“, um schließlich in der 
Gegenwart anzukommen: „Groß sind bei 
BAYER nur noch die Verluste und die Zahl 
der Glyphosat-Kläger.“ Der letzte Satz 
lautete dann unmissverständlich: „Der 
Vorstandschef ist gescheitert.“ Und die 
Leser*innen stimmten zu. „In der Unter-
zeile zur Überschrift schreibt Frau Höning, 
dass die MOSANTO-Übernahme zum Alp-
traum wird. Das trifft es, denn Tausende 
Familien leben jetzt in der Angst um ihren 
Arbeitsplatz“, hieß es etwa in einem Brief 
an die Redaktion.
Auch die institutionellen Investoren ka-
men zu keiner anderen Einschätzung. „Die 
MONSANTO-Strategie ist unterm Strich 
bisher gescheitert“, konstatierte Ingo 
Speich von der Fonds-Gesellschaft DEKA. 
Der Aktien-Kurs reagierte entsprechend 
und sank am 3. November um fast zwei 
Prozent ab. Die Rating-Agentur MOODY’S 

hatte schon die Gewinn-Warnung Ende 
September zum Anlass genommen, den 
Ausblick für den Agro-Riesen von „stabil“ 
auf „negativ“ nach unten zu korrigieren. 
Da fühlte der Vorstand sich zu einer sym-
bolischen Aktion aufgerufen. Allein Wer-
ner Baumann kaufte BAYER-Papiere im 
Wert von über 2,4 Millionen Euro zum Zei-
chen dafür, dass er an den Konzern glaubt. 
Der Glaube des Konzerns an ihn ist aller-
dings nicht ganz so unerschütterlich. Der 
Vorstandsvorsitzende erhielt zwar einen 
neuen Vertrag, aber keinen mit der übli-
chen Laufzeit. Er endet nicht nach vier, 
sondern nach drei Jahren – auf Baumanns 
Wunsch, wie es hieß. Selbst das erscheint 
einigen Großinvestoren allerdings zu lang. 
Sie drängen auf eine frühere Ablösung. 
Zudem fordern einige Fonds eine Aufspal-
tung des Unternehmens. Und Aufsichts-
ratschef Norbert Winkeljohann hat beides 
nicht rundheraus abgelehnt, wie das Me-
dienhaus Bloomberg berichtete. Erst ein-
mal müsste aber die Causa „Glyphosat“ 
vom Tisch, so gibt ein Insider den Jour-
nalisten Eyk Henning und Tim Loh gegen-
über die Worte von BAYERs Oberaufseher 
wieder. Auch in den kommenden Jahren 
dürfte beim Leverkusener Multi also keine 
Ruhe einkehren. 

Noch einmal nach Hamburg fahren...

Spendenkonto:
Rote Hilfe e.V.
IBAN: DE25 2605 0001 0056 0362 39
Stichwort: G20

rondenbarg-prozess.rote-hilfe.de  rote-hilfe.de

„Wie, was hat eine Hamburgfahrt mit G20 zu tun?“
Am 3. Dezember 2020 fängt im Rondenbarg-Komplex vor einem Hamburger 
Gericht der Pilotprozess gegen die fünf jüngsten Angeklagten an, die aus 
unterschiedlichen Regionen der BRD kommen. Das bedeutet, dass sie in 
Zukunft einmal pro Woche von ihren Wohnorten nach Hamburg zu ihren 
Verhandlungsterminen fahren müssen – und das über viele Monate hinweg. 
Es nicht abwegig, dass weitere Prozesse aus dem Komplex parallel dazu 
starten, so dass Fahrtkosten für Dutzende angeklagte Aktivist*innen aus 
der ganzen Republik anfallen werden.
Getroffen sind einzelne – gemeint sind wir alle.
Lasst uns die Folgen der staatlichen Repressionsangriffe auf 
möglichst viele Schultern verteilen.

Spendet für die G20-Angeklagten!
Solidarität ist unsere Waffe!
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BAYER hat sich den US-amerikanischen 
Wahlkampf 634.500 Dollar kosten las-
sen. Von den deutschen Konzernen wen-
deten nur T-MOBILE, FRESENIUS und 
BASF mehr auf. Das geht aus Zahlen der 
„Federal Election Commission“ hervor, 
die das „Center for Responsive Politics“ 
ausgewertet hat. Da die Vereinigten Staa-
ten direkte Spenden von Konzernen nicht 
erlauben, floss das Geld über das „BAYER 
U.S. LLC Political Action Committee“. Der 
Leverkusener Multi stellt dieses Komi-
tee der Presse gegenüber zwar stets als 

unabhängige Initiative der Belegschaft 
dar, aber sein eigenes Statement auf der 
USA-Website lässt an Klarheit nichts zu 
wünschen übrig. „Das BAYERPAC unter-
stützt Kandidaten, die im Einklang mit den 
politischen Zielen BAYERs stehen, ohne 
Rücksicht auf die persönlichen politischen 
Präferenzen der Führungskräfte“, heißt es 
dort. Und während viele andere bundes-
deutsche Unternehmen wg. Trump die 
Seiten gewechselt haben, hielt der Glo-
bal Player an ihm fest. 56,49 Prozent der 
327.500 Dollar, die er in die Wahlen zum 

Kongress und zum Senat investierte, gin-
gen an Republikaner*innen und nur 43,51 
Prozent an Demokrat*innen. 
Während sich das Verhältnis bei den 
Politiker*innen, die einen Sitz im Kon-
gress anstrebten, recht ausgewogen 
darstellte und mit 50,1 zu 49,81 Pro-
zent sogar noch leicht zu Gunsten der 
Demokrat*innen ausfiel, hatten deren 
Senatskandidat*innen klar das Nachse-
hen. Hier kamen die BAYER-Dollar zu 86 
Prozent Republikaner*innen zugute. Ganz 
offensichtlich wollte der Agro-Riese so 

6 3 4 . 5 0 0 0  D o l l a r  a n  W a h l k a m p f - S p e n d e n

BAYER kann mit Biden

Protest gegen Bidens Besetzung wichtiger Posten mit BLACKROCK-Manager*innen

Der BAYER-Konzern hat hunderttausende Dollar in den US-Wahlkampf investiert und dabei republikanische 
Kandidat*innen bevorzugt. Der Wahlsieg der Demokrat*innen bereitet dem Leverkusener Multi allerdings auch 
keine größeren Probleme.

Von Jan Pehrke
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im Falle eines Sieges von Joe Biden ein 
Durchregieren der Demokraten verhin-
dern und die zweite Kammer des US-
Kongresses als Blockade-Instrument für 
bestimmte Gesetzesvorhaben genutzt se-
hen. Insbesondere die angekündigte Wie-
deranhebung der Unternehmenssteuer, 
die Joe Biden auf 28 Prozent zu erhöhen 
beabsichtigt, nachdem Trump den Satz zu-
vor von 35 auf 21 Prozent abgesenkt hatte, 
passt dem Global Player nicht. 
Mit der Gießkanne verteilte er das Geld 
dabei nicht. Der Global Player such-
te sich die Empfänger*innen unter den 
Republikaner*innen genau aus. So stand 
mit Blaine Luetkemeyer nicht umsonst ein 
Klimawandel-Leugner auf seiner Payroll. 
Luetkemeyer, der von einer „als falsch ent-
larvten Wissenschaft der Erderwärmung“ 
spricht, erhielt 10.000 Dollar, genauso 
viel wie sein Gesinnungsgenosse Kevin 
McCarthy. Und auch im Se-
nat möchte der Leverkusener 
Multi diese Haltung reprä-
sentiert sehen. Zu diesem Be-
hufe strich Joni Ernst 10.000 
Dollar ein. Zu den anderen 
20 Bewerber*innen, die der 
Agro-Riese mit Schecks be-
dachte, gehörte auch Mitch 
McConnell. Er nimmt im Se-
nat als Mehrheitsführer näm-
lich eine Schlüsselfunktion 
ein. Unter anderem obliegt es McConnell, 
festzulegen, welche Gesetzes-Vorhaben 
der Senat zur Entscheidung annimmt 
und welche nicht. Und hier hat der Re-
publikaner in der Vergangenheit kräftig 
ausgesiebt. Über 400 Vorlagen mussten 
draußen bleiben, unter anderem ein Pa-

ragrafen-Werk der Demokraten zur Sen-
kung der Medikamenten-Preise. Die 2.500 
Dollar, die das BAYERPAC ihm zahlte, hat 
er sich also reichlich verdient. Ob Mitch 
McConnell dem Global Player weiter so 
nützlich sein kann, stellt sich am 5. Januar 
(nach SWB-Redaktionschluss) heraus: An 
dem Tag findet eine Nachwahl statt, deren 
Ergebnis für die Mehrheitsverhältnisse in 
dieser Kammer ausschlaggebend ist.
Aber nicht nur wegen treuer Dienste zur 
Verteidigung der Pharma-Profite und zur 
Senkung der Unternehmenssteuern zeigt 
sich der Konzern den Republikanern ge-
genüber besonders erkenntlich. Er fand 
in Donald Trump überdies einen treuen 
Fürsprecher der MONSANTO-Übernahme, 
der BAYER-Chef Werner Baumann sogar 
eine Privat-Audienz gewährte, um sich 
den Deal noch einmal besonders ans Herz 
legen zu lassen. Darüber hinaus brachte 

der Präsident die US-
amerikanische Umwelt-
behörde EPA auf Linie und 
räumte der Aktien-Gesell-
schaft zahlreiche lästige 
Umwelt-Bestimmungen 
zum Schutz des Was-
sers oder aussterbender 
Tierarten ganz oder teil-
weise aus dem Weg. Der 
New York Times zufolge 
lockerte Donald Trump 

während seiner Amtszeit fast 100 solcher 
Regelungen. Vor allem jedoch leistete er 
der Aktien-Gesellschaft Schützenhilfe in 
Sachen „Glyphosat“. So intervenierten 
Regierungsstellen in einem Schadenser-
satz-Prozess zu ihren Gunsten und zwan-
gen Thailand durch massiven politischen 

Druck, von einem geplanten Glyphosat-
Verbot abzurücken.
Vor einem Demokraten als US-Präsident 
braucht sich das Unternehmen jedoch 
auch nicht zu fürchten. BAYER kann mit 
Biden. „Ich bin sicher, dass wir mit beiden 
Administrationen gut zusammenarbeiten 
werden“, sagte Baumann kurz vor der 
Wahl. Und als dann Joe Biden gewann, 
war er auch gleich zur Stelle: „Wir gra-
tulieren Joe Biden und Kamala Harris zur 
Wahl. Wir hoffen, dass es ihnen gelingt, 
ideologische Gräben zu überbrücken und 
den Geist der Kooperation zu stärken 
– in den USA wie auch in den internati-
onalen Beziehungen“ Der Chef-Lobbyist 
des Konzerns in Washington, Matthias 
Berninger (siehe SWB 4/20) ist da ganz 
zuversichtlich. „Amerika wird sich unter 
einem Präsidenten Biden wohl wieder 
etwas der Welt zuwenden“, meint er und 
fordert: „Europa muss Amerika mit einer 
Freihandelsagenda die Hand reichen.“ 

Seit mehr als 40 Jahren bringt die ila 
kritische Analysen zur Politik, Wirtschaft  

und Kultur Lateinamerikas.

Wir berichten aus der Perspektive der sozialen Bewegungen 
und all den anderen Kräften, die für Alternativen  

zum neoliberalen Modell kämpfen.

ila

Wer mehr über die ila wissen will,  
kann uns gerne auf unserer 

Website besuchen. 

www.ila-web.de
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W a h l k a m p f - S p e n -
d e n  v o n  B AY E R

Biden ernannte den Blackrocker Brian Deese zum 
Leiter des „National Economic Council“
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Die Klima-Agenda der Demokraten ver-
schreckt BAYERs Mann fürs Grüne nicht, 
und mit anderem will er sich abfinden. 
„Die diesjährigen Rekord-Subventionen 
im Agrar-Bereich werden wohl bald der 
Vergangenheit angehören. Und der Preis-
druck auf die Pharma-Industrie, wie wir 
ihn auch in China sehen, wird in ähnlicher 
Form in Zukunft auch in Amerika stattfin-
den. Auf Situationen wie diese müssen 
wir uns einstellen“, gibt sich Berninger 
pragmatisch. 
Auf strengere Umwelt-Gesetze wird der 
Konzern sich ebenfalls einstellen müssen, 
denn die Demokraten haben angekündigt, 
Trumps Eingriffe rückgängig zu machen. 
Besorgt zeigten diese sich 
in ihrem Wahl-Programm 
auch über „die Zunahme des 
Konzentrationsprozesses 
in einer Vielzahl von Bran-
chen, von Krankenhäusern 
und Pharma-Firmen bis hin 
zur Agrar-Industrie und zum 
Lebensmittelhandel“. Des-
halb sinnen Biden & Co. auf 
Abhilfe: „Wir werden die 
Aufsichtsbehörden anweisen, einige der 
Fusionen und Übernahmen zu überprüfen, 
die seit dem Amtsantritt von Präsident 
Trump stattgefunden haben.“ Dabei nennt 
die „Democratic Party Platform“ explizit 
auch den Agrar-Bereich. Aber BAYERs 
MONSANTO-Akquisition dürfte kaum auf 
Wiedervorlage kommen. Der neue de-
mokratische Landwirtschaftsminister ist 
nämlich der alte und damit derjenige, der 
dem Geschäft damals seinen Segen erteil-
te: Tom Vilsack. In einem Interview, das er 
Bloomberg TV im September 2016 kurz 

nach der Unterzeichnung des Übernahme-
Vertrags gab, zerstreute er alle Bedenken 
gegenüber dem Mega-Deal. Den Wettbe-
werb gefährdete die Transaktion seiner 
Meinung nach nicht. „Die Marktaufsichts-
behörden werden sicherlich einige Fragen 
zu stellen haben, aber ich glaube, was 
wir am Ende des Tages sehen werden, 
ist ein Innovationsschub.“ Warum Größe 
allerdings zu mehr Innovation führen soll, 
blieb dem Moderator schleierhaft, der 
Neuentwicklungen eher kleineren Firmen 
zutraute, aber Vilsack mochte ihm da nicht 
zustimmen. Ebenfalls mit dem Zugriff ei-
nes ausländischen Multis auf einen gro-
ßen US-amerikanischen Konzern hatte der 

Politiker keine Probleme. 
„Das gehört zu der Welt, in 
der wir leben“, meinte der 
Demokrat. Und „Think big“ 
ist seine Losung nicht nur 
bei den Anbietern von Pesti-
ziden, Saatgut und Gentech-
Gewächsen, sondern auch 
bei den Abnehmern, den 
Bauern und Bäuerinnen. 
„Was die unabhängige, von 

Farmer-Familien betriebene Landwirt-
schaft angeht, ist die Erfolgsbilanz von 
Tom Vilsack miserabel“, kritisiert etwa 
Joe Maxwell von der Organisation „Fami-
ly Farm Action“. 
Seine industrie-freundlichen Positionen 
haben Vilsack nicht von ungefähr den Ruf 
des „Mr. MONSANTO“ eingetragen. So 
beschleunigte die US-Landwirtschafts-
behörde USDA in seiner Amtszeit die 
Genehmigungsverfahren für Gentechnik-
Gewächse und ließ z. B. eine gegen Gly-
phosat resistente Luzerne-Pflanzen ohne 

Auflagen zu, obwohl Umweltverbände 
vor drohenden Auskreuzungen gewarnt 
hatten. Auch die Regelung zur Kennzeich-
nung gentechnisch veränderter Lebens-
mittel gestaltete Tom Vilsack im Sinne der 
Agro-Giganten. Die USDA unter Vilsacks 
Ägide „war die gentechnik-freundlichste, 
die es je gab“, konstatiert die Umwelt-
gruppe FOOD AND WATER WATCH. Be-
reits als Gouverneur von Iowa, der er von 
1999 bis 2007 war, legte der Politiker sich 
für die Risiko-Technologie ins Zeug. Und 
BAYER & Co. zeigten sich erkenntlich. Ihr 
Lobby-Club, die „Biotechnology Indust-
ry Organisation“, dankte Vilsack bereits 
im Jahr 2001 für die „Unterstützung des 
ökonomischen Wachstums der Industrie 
und der biotechnologischen Forschung im 
Agro-Bereich“ mit der Verleihung des Ti-
tels „Governor of the Year“.
Und mit Bidens Personal-Entscheidungen 
geht der Leverkusener Multi auch sonst 
d’accord. Sehr zusagen dürfte ihm die 
Nominierung von Brian Deese zum Leiter 
des Wirtschaftsberatungsgremium „Na-
tional Economic Council“. Deese kommt 
nämlich vom weltgrößten Investment-
Fonds BLACKROCK, der rund vier Prozent 
der BAYER-Aktien hält. Darum ist von dem 
gelernten Juristen kaum eine Politik zu 
erwarten, die für die Multis Kurs-Risiken 
birgt. Damit nicht genug, machte Biden 
Deeses’ BLACKROCK-Kollegen Adewale 
Aedyemo zum stellvertretenden Finanzmi-
nister. Und vielleicht gesellt sich noch der 
eine oder die andere dazu, denn bis zum 
SWB-Redaktionsschluss hatte der neue 
Präsident sein ganzes Kabinett noch nicht 
zusammen. Eines steht jedoch schon fest: 
BAYER kann damit arbeiten. 
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CBG vs. BAYER

Die Geschichte BAYERs ist auch eine 
Geschichte des Protestes und des Wider-
stands gegen BAYER. Seit seiner Grün-
dung im Jahr 1863 hat der Konzern immer 
wieder versucht, Kritik zum Schweigen zu 

bringen und Einzelpersonen oder Organi-
sationen mit allen Mitteln, auch rechtli-
chen, unter Druck zu setzen. Vor allem der 
seit 1978 aktiven COORDINATION GEGEN 
BAYER-GEFAHREN (CBG) sollte es schon 

oft an den Kragen gehen. So führte der in-
ternationale Chemie- und Pharma-Gigant 
aus Leverkusen immer wieder Prozesse 
gegen die CBG, die mit dem Wort „BAY-
ER“ in ihrem Namen den Gegner auch klar 

Bonn im Jahr 2017: Die BAYER-Hauptversammlung als Festung

Im Jahr 2017 hat der BAYER-Konzern die Stadt Bonn und die Polizei gezielt instrumentalisiert, um Proteste anläss-
lich seiner jährlichen Hauptversammlung massiv zu behindern. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN 
(CBG) ging im Vorfeld mit Eilverfahren dagegen vor und konnte direkt weitreichende Erfolge erzielen. Nach dem 
Aktionär*innen-Treffen reichte die CBG dennoch zwei Feststellungsklagen ein, nicht nur weil Wiederholungsgefahr 
drohte, sondern weil eine gründliche juristische Prüfung durch die Konzernkritiker*innen ergab, dass durch die 
bedenkliche Verquickung zwischen privaten Interessen und hoheitlichen Aufgaben massive Gefahren für das im 
Grundgesetz garantierte Versammlungsrecht gegeben sind. Nachdem die CBG mit ihrer Sichtweise bei den Gerich-
ten bis zum Bundesverwaltungsgericht nicht durchdringen konnte, reicht das internationale konzernkritische Netz-
werk zur Verteidigung der Versammlungsfreiheit und zur Abwendung einer Privatisierung hoheitlicher Aufgaben nun 
Verfassungsbeschwerde ein.

Von Axel Köhler-Schnura
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hatte unmittelbar massive internationale 
Proteste zur Folge, ging es doch um den 
Versuch des Konzerns, im Bereich der 
Agro-Branche ein neues, marktbeherr-
schendes Unternehmen zu schaffen. Auch 
in der CBG brodelte es, von nah und fern 
fluteten alarmierte Zuschriften und Aufru-
fe zum Widerstand die Aktions- und Infor-

mationskanäle des weltweit agierenden 
Selbsthilfe-Netzwerkes.
Dabei war klar, dass nach Den Haag, wo 
vom 14. bis zum 16. Oktober das Internati-
onale MONSANTO-Tribunal stattfand, die 
Hauptversammlung des BAYER-Konzerns 
am 28. April 2017 in Köln der nächste Hö-
hepunkt der Protestwelle werden würde. 
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benannt hatte. Das bislang größte juris-
tische Verfahren begann im Jahr 1987, 
als der Global Player die CBG mit juristi-
schen Mitteln finanziell zu ruinieren such-
te. BAYER warf der Coordination damals 
unzulässige Schmähkritik vor und klagte 
trotz erdrückender Gegenbeweise erfolg-
reich durch alle Instanzen. Im Ergebnis 
fielen bei der CBG für Strafen sowie für 
Anwalts- und Gerichtskosten hohe sechs-
stellige Summen an, der Konzern glaubte 
sich am Ziel. Doch die CBG zog vor das 
Bundesverfassungsgericht – und gewann 
1992 spektakulär mit einem bis heute 
richtungsweisenden Urteil für die Vertei-
digung der Meinungsfreiheit. Die damali-
ge Kritik der CBG war vollumfänglich von 
Recht und Gesetz gedeckt, befanden die 
höchsten Richter*innen der Republik un-
ter Vorsitz des späteren Bundespräsiden-
ten Roman Herzog. 
Nun zieht die CBG abermals vor das Bun-
desverfassungsgericht (BverG). Diesmal 
geht es nicht um die bedrohte Meinungs-
freiheit, sondern um die Verteidigung der 
Versammlungsfreiheit. Nach Meinung der 
BAYER-Kritiker*innen ist diese nämlich 
durch Versuche, das Versammlungsrecht 
und hoheitliche Aufgaben zu privatisieren 
sowie durch eine unheilvolle Verquickung 
zwischen staatlichen Einrichtungen mit 
Verfassungsauftrag und der juristischen 
Macht privater Konzerne, wie sie bislang 
nur aus Bananenrepubliken bekannt war, 
ernsthaft in Gefahr.

Z u r  V o r g e s c h i c h t e
Im Sommer 2016 gab BAYER die Über-
nahme von MONSANTO bekannt. Das 
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Entsprechend waren eine Kundge-
bung vor den Türen der HV, kritische 
Redebeiträge an den Mikrofonen des 
Aktionär*innentreffens, eine große De-
monstration in Köln, zahlreiche dezentrale 
Aktionen sowie ein internationales Town-
hall-Meeting in Planung. Dieser Formie-
rung von weltweitem Widerstand wollte 
sich der Global Player allerdings nicht 
stellen. Knapp vor dem HV-Tag verlegte 
er das Aktionär*innen-Treffen kurzfristig 
nach Bonn. Offenbar hoffte er, so die Kritik 
unterlaufen zu können. Die sicherlich be-
achtlichen Kosten für die Hallenkündigung 
in Köln sowie für den Aufbau vollkommen 
neuer Logistik am Zielstandort spielten 
keine Rolle. 
Doch falsch gedacht. Die Coordination re-
agierte sofort und meldete vor dem neuen 
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BAYER-Tagungssaal im World Conference 
Center Bonn (WCCB) versammlungsrecht-
lich korrekt eine Demonstration an. Der 
Konzern war völlig überrumpelt, griff ganz 
tief in die Trick-Kiste und setzte brachial 
seine geballte juristische und ökonomi-
sche Macht als „Weltunternehmen“ im 
„kleinen Dorf am Rhein“ ein. Immer nach 
dem Prinzip von Zuckerbrot und Peitsche. 
Auf der einen Seite lockte er mit der dau-
erhaften Hauptversammlungspräsenz ei-
nes internationalen Multis in der Stadt, 
die nach der Verlegung von Parlament 
und Regierung nach Berlin von einer Welt-
hauptstadt zu einem Provinznest verkom-
men war und vor dem Bankrott stand; auf 
der anderen Seite versetzte er die für die 
Straßenordnung zuständige Stadt Bonn 
sowie die für das Versammlungsrecht zu-
ständige Polizei mit einer mehr als mar-
tialischen „Gefahrenanalyse“ in Angst 
und Schrecken. Dieses Papier blies die in 
Kooperation mit der CBG geplanten fried-
lichen Proteste eines breiten internationa-
len Bündnisses zu Vernichtungsattacken 
auf und rückte sie in die Nähe terroristi-
scher Gewalt.
Dieses Sicherheitskonzept wurde ohne 
jede eigene Prüfung geschweige denn 
einer eigenen Einschätzung der Gefähr-
dungslage übernommen. Es war den 
Behörden noch nicht einmal in Gänze 
bekannt. Und so kam es denn, dass Stadt 
und Polizei

> die bereits Tage vor der BAYER-Interven-
tion eingereichte versammlungsrechtli-
che Anmeldung der CBG für den öffent-
lich zugänglichen, städtischen „Platz 
der Vereinten Nationen“ stornierten, 

> dem Chemie- und Pharma-Multi aus 
Leverkusen nahezu den gesamten öf-
fentlichen Raum vor dem WCCB für die 
Errichtung eines riesigen Zeltes zur Ver-
fügung stellten, weil nach BAYERs Kon-
zept die Sicherheitschecks nur dort und 
nicht innerhalb des Gebäudes möglich 
waren, obwohl es über die entsprechen-
den Vorrichtungen verfügte,

> den Platz mit übermannshohen Gittern 
sperrten, 

> und obendrein den geplanten internatio-
nalen Protesten unter massiv einschrän-
kenden Auflagen einen Ort weit von der 
Hauptversammlung entfernt zuwiesen. 

> Sahnehäubchen war, dass all das den 
Anmeldern der Protest-Aktionen extrem 
kurzfristig vor der Aktionär*innen-Ver-
sammlung mitgeteilt wurde.

Aber auch Stadt und Polizei mussten zur 
Kenntnis nehmen, dass sie durchaus ei-

nen erfahrenen Gegner vor sich hatten. 
Obwohl die CBG weitgehend ehrenamt-
lich agiert, brachte sie binnen Stunden 
juristische Eilverfahren in Gang und trieb 
diese durch alle erforderlichen Gerichts-
instanzen. Im Ergebnis kassierten die 
Richter*innen die meisten der polizeili-
chen Willkür- und Repressionsauflagen, 
sie mussten ersatzlos gestrichen werden. 
Und auch der Platz musste zu einem klei-
nen Teil wieder freigegeben werden. Nur 
der Kern – das Zelt, die Sperrung und die 
großflächige Abriegelung des WCCB – 
blieben. Wobei auch die Gerichte bei ihrer 
Entscheidungsfindung die von privaten 
Interessen geprägte „Gefahrenanalyse“ 
des Konzerns ohne jede weitere Prüfung 
einfach schluckten.
Damit segneten die Richter*innen nicht 
nur die vom BAYER-Konzern initiierte Ver-
letzung des im Grundgesetz gesicherten 
Rechts auf Freiheit der Versammlung ab, 
sondern auch die Abtretung hoheitlicher 
Aufgaben an das Unternehmen. Sie nah-
men keinerlei Anstoß daran, dass die Prü-
fung einer Gefahrenlage, die Feststellung 
der Qualität derselben sowie die Ausar-
beitung von geeigneten Vorschlägen zur 
Abwehr möglicher Risiken in der Hand 
des Unternehmens lag. Ein privatrechtli-
cher Player, der Leverkusener Multi, hatte 
mit einer ausschließlich seinen eigenen 
Interessen folgenden windigen „Gefah-
renanalyse“ sowie mit der Zusage dauer-
hafter Präsenz seiner Hauptversammlung 
die Stadt und die Versammlungsbehörden 
in Bonn geködert, um sich lästige Proteste 
vom Hals zu schaffen. 
Behörden und Gerichte übernahmen die 
von den BAYER-Anwält*innen in ihren 
Schriftsätzen mit Verweis auf eine „Gefah-
renanalyse“ aufgestellten Behauptungen 
ungeprüft und unkommentiert, ohne sich 
das gesammte Konzept zur Durcharbei-
tung vorlegen zu lassen. Damit verletzten 
sie den Wesenskern der Gewaltenteilung 
im Versammlungsrecht, der eben genau 
eine solche Prüfung durch unabhängige 
staatliche Instanzen vorsieht, und zwar 
mit ausserordentlichen Anforderungen 
an die Sorgfalt und die Ausgewogenheit, 
da es sich wichtige Rechtsgüter handelt. 
Zudem machten Stadt, Polizei und Ge-
richte sich in einer allgemeinen zivilge-
sellschaftlichen Auseinandersetzung mit 
großer öffentlicher Tragweite einseitig 
zum Erfüllungsgehilfen einer der beiden 
Konflikt-Parteien, dem BAYER-Konzern 
und dessen Interessen, die er gegen die 
Kritiker*innen des Unternehmens durch-
zusetzen suchte.

O - To n  B AY E R

„Langfristig ist das Geschäft gut 
aufgestellt.“

BAYER-Chef Werner Baumann steht 
immer noch in Treue fest zum MON-
SANTO-Deal

E c h o

Dr. R. L. (zu dem SWB-Artikel über 
Matthias Berninger): Ein großes 
Lob möchte ich Ihnen überbringen 
für die mühevollen und sehr auf-
schlussreichen Recherchen. Aller-
dings können die Grünen nichts für 
den Seitenwechsler Berninger. Die 
Grünenpartei macht mir auch immer 
wieder Sorgen.“
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Te s t i m o n i a l

„Ich finde es toll, dass ihr so en-
gagiert seid und uns den Rücken 
stärkt.“

Die als Parteilose für die österrei-
chischen Grünen im EU-Parlament 
sitzende Fernsehköchin Sarah Wie-
ner in ihrer Grußbotschaft zur CBG-
Jahrestagung.

Um die Rechtmäßigkeit der Vorgehens-
weise der Behörden in Bonn überprüfen 
zu lassen, reichte die CBG unmittelbar 
nach der BAYER-Hauptversammlung 
zwei Feststellungsklagen vor dem Ver-
waltungsgericht (VG) Köln ein. Die erste 
hatte die Genehmigung zur Absperrung 
des öffentlich zugänglichen städtischen 
„Platzes der Vereinten Nationen“, die das 
Verkehrsamt der Stadt Bonn BAYER erteilt 
hatte, zum Gegenstand. Die zweite focht 
die versammlungsrechtliche Entscheidung 
der Polizei Bonn zu Gunsten des BAYER-
Konzerns an, die eingereichte Anmeldung 
für eine Protestkundgebung vor den Toren 
der Hauptversammlung abzulehnen und 
an eine andere Stelle zu verlegen. Letz-
teres übrigens vor dem Hintergrund, dass 
seit 1982 Jahr für Jahr solche Aktionen 
vor den HV-Türen des Chemie-Riesen in 
Köln sowie je einmal auch in Düsseldorf 
und Essen friedlich stattgefunden hatten; 
und dass gerichtlich mehrere Versuche 
des Konzerns, diese Proteste zu unterbin-
den bzw. weit vom Ort des Geschehens 
weg zu verlagern, als unvereinbar mit dem 
Versammlungsrecht abgewiesen worden 
waren. 
Kaum hatte die CBG die Klagen einge-
reicht, kam es zu einer erstaunlichen ju-

ristischen Einmaligkeit: Die Schriftsätze 
der beklagten Parteien – Stadt und Polizei 
Bonn – orientierten sich durchweg an den 
von den BAYER-Anwält*innen erstellten 
Schriftsätzen. Möglich wurde das, weil 
die Gerichte den Konzern als „betroffene 
Partei“ kurzerhand „beigeladen“ hatten. 
Damit öffnete sich die Tür dafür, dass die 
gesamte Prozessführung in diesen und 
den folgenden Gerichtsverfahren gegen 
Stadt und Polizei Bonn faktisch nicht von 
den Behörden, sondern von einer inter-
essengleiteten privaten Partei geprägt 
und ausgestaltet wurde. Für unbefange-
ne Beobachter*innen schien nicht mehr 
die sach- und fachgerechte unabhängige 
Überprüfung der versammlungsrechtlich 
Entscheidungen durch die Gerichte im 
Zentrum zu stehen, sondern die Meinung 
der Konzern-Jurist*innen im Hinblick auf 
die Durch- und Umsetzung der von ihnen 
selbst als geeignet ausgearbeiteten Maß-
nahmen in Reaktion auf die von BAYER 
selbst definierte „Gefahrenlage“. 
Nicht genug damit: Alle Gerichte – vom 
Verwaltungsgericht in Köln bis hin zum 
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig – 
nahmen keinerlei Anstoß an dieser Ge-
mengelage. Immerhin wurden die zur 
Verteidigung der Behörden arbeitenden 
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Promis gegen Profi t

„Wenn ein Gesundheitssektor kaum 
Tropenkrankheiten erforscht, weil 
die betroffenen Menschen nicht 
zahlungskräftig sind, wenn künstli-
che Profit-Barrieren den freien Aus-
tausch von Forschungsmaterialien 
verhindern, wenn profit-orientierte 
Gesundheitssysteme darin versa-
gen, angemessen auf Pandemien zu 
reagieren – dann ist der Markt keine 
Lösung, sondern das Problem.“

Timm Kühn, Politologe

Anwält*innen nicht aus den Kassen die-
ser Behörden bezahlt, sondern aus dem 
Etat des BAYER-Konzerns. Die Gerich-
te entlasteten die Behörden sogar vom 
Vorwurf der kritiklosen Übernahme der 
BAYER-„Gefahrenanalyse“, indem sie 
argumentierten, es sei gar nicht nötig 
gewesen, dass die Stadt Bonn und die 
Polizei in Gänze Kenntnis von BAYERs 
Sicherheitskonzept gehabt hätten, dass 
vielmehr die Kenntnis einiger „Eckpunkte“ 
reiche. Womit sich die Gerichte – von VG 
über OVG bis hin zu BVerwG – zugleich 
selbst von der Pflicht befreiten, die Vor-
lage der „Gefahrenanalyse“ einzufordern 
und eine Überprüfung vorzunehmen. Sie 
legitimierten so, dass Behörden und Jus-
tiz vollumfänglich den Argumentationen 
der BAYER-Anwält*innen folgten und 
ein diffuses privates Sicherheitskonzept 

als Grundlage für eine Gefahrenprognose 
nach § 15 Versammlungsgesetz (VersG) 
ausreichen ließen.
Das alles wäre bloß eine Justizposse, 
wäre es nicht von derart grundsätzlichem 
Gewicht. Es wurden private Interessen be-
dient und das Versammlungsrecht wurde 
massiv durch eine Privatisierung hoheit-
licher Aufgaben in Gefahr gebracht. Eine 
unabhängige Prüfung durch die Gerichte 
war nicht erkennbar, da die von den Be-
hörden übernommene „Gefahrenanalyse“ 
der privaten BAYER AG nicht ansatzwei-
se hinterfragt und angezweifelt, ja noch 
nicht einmal eine Vorlage dieser BAYER-
Dokumente verlangt wurde. Und das alles 
vor dem Hintergrund, dass es eine in den 
Konflikt involvierte Partei war, an die die 
hoheitlichen Aufgaben einer Gefahren-
prognose nach § 15 Versammlungsgesetz 

Au weia,  BAYER

Die Organisation „Military Friend-
ly“ zeichnete den Leverkusener 
Multi im September 2020 als 
„militär-freundlichen Arbeitgeber“ 
aus. Damit ehrte die Vereinigung 
BAYERs „proaktive Anstrengungen, 
Veteranen und Militär-Angehörige 
durch betriebliche Maßnahmen zu 
ehren, zu integrieren und zu för-
dern“. Der Konzern, der mit BRAVE 
beispielsweise eine eigene Struktur 
zur Unterstützung von Veteranen 
unterhält, sah sich seinerseits zu 
Dank verpflichtet. „Diese mutigen 
Männer und Frauen unserer bewaff-
neten Truppen haben durch ihren 
Geist der Opferbereitschaft und den 
Dienst, den sie ihrem Land erwei-
sen, den Respekt und die Bewun-
derung aller Amerikaner verdient“, 
sagte BAYER-Manager Raymond 
F. Kerins zur Feier des Tages und 
sprach von „Helden“. Philip Blake, 
der ehemalige US-Chef des Agro-
Riesen, stand dem nicht nach: „Wir 
bewundern die hohen Werte und 
den Geist, den unsere Soldaten und 
Soldatinnen jeden Tag mit zur Arbeit 
bringen – Führungsqualitäten, Diszi-
plin und Tatkraft.“ Kampferprobte 
Werte gelten in der Geschäftswelt 
ganz offensichtlich mehr als demo-
kratische.
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(VersG) gleichsam abgetreten wurden, 
dass also einseitig Partei ergriffen bzw. 
der Durchsetzung der Interessen einer der 
Konfliktparteien einseitig Vorschub ge-
leistet wurde. Wobei die von dieser Ent-
gleisung demokratischer Gewaltenteilung 
profitierende Partei mit BAYER obendrein 
ein gewichtiger privater Player war. Da ist 
es nur noch eine passende Anekdote, dass 
das Oberverwaltungsgericht keine Beden-
ken hatte, die Beratung nach einem Lokal-
termin am WCCB in den Räumen der von 
BAYER für viel Geld angeheuerten Kanzlei 
durchzuführen.

D i e  Ve r f a s s u n g s b e s c h w e r d e
Es stehen also Fragen im Raum wie etwa: 
Dürfen private Dritte über Grundrechte 
entscheiden? Können hoheitliche Aufga-
ben an private Parteien übertragen wer-
den? Dürfen private Grundlagen bei der 
Prüfung verfassungsrechtlicher Entschei-
dungen ungeprüft übernommen werden? 
CBG-Rechtsbeistand Sven Forst fasst die 
Problematik zusammen: „Die Versamm-
lungsbehörde hat bei ihrem Eingriff in 
das Recht der Versammlungsfreiheit aus-
schließlich auf Angaben privater Dritter 
zurückgegriffen, ohne eine eigene Gefah-
renanalyse durchzuführen. Eine solche 
faktische Übertragung hoheitlicher Ent-
scheidungen auf einen privaten Dritten ist 
mit Art. 8 GG nicht vereinbar und wider-
spricht der Grundrechtsverpflichtung des 
Staates“. 
Die CBG sieht sich alarmiert und weist 
auf die weitreichende Gefahr für zivilge-
sellschaftliche Proteste hin: „Eine Priva-
tisierung des Versammlungsrechts muss 
unbedingt verhindert werden, andernfalls 

würde es Konzernen möglich, nach Be-
lieben Proteste zu unterbinden“, meint 
beispielsweise Gründungsvorstand Axel 
Köhler-Schnura.
Zugleich zeigt sich die CBG entsetzt darü-
ber, wie viel Raum Behörden und Gerichte 
– bewusst oder unbewusst – der juristi-
schen Macht von Konzern-Anwält*innen 
geben. Immerhin ist die Bundesrepublik 
ein demokratisch verfasster Staat. Dass 
Gerichte es hierzulande nicht rügen bzw. 
kommentarlos akzeptieren, wenn Behör-
den sich in juristischen Verfahren beden-
kenlos, ohne kritische Distanz und ohne 
Einschränkungen von konzernfinanzierten 
Anwält*innen leiten lassen und oben-
drein ihre hoheitliche Verantwortung an 
diese abtreten, deutet auf gefährliche 
Verquickungen hin. Noch problematischer 
erscheint das dadurch, dass in diesem 
Fall der Konzern, der die juristische Ver-
teidigung für Stadt und Polizei Bonn quasi 
spendierte, ursächlicher Anlass für die 
von den Gerichten zu prüfenden juristi-
schen Entscheidungen der zuständigen 
Behörden war.
Die CBG bekräftigt ihre Entschlossenheit, 
gegen ein derartiges Zusammenspiel von 
Behörden, Justiz und Konzernen sowie ge-
gen die drohende Privatisierung originär 
hoheitlicher Aufgaben mit allen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln vorzugehen und 
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit 
zu verteidigen. Entsprechend hat die Co-
ordination das höchste deutsche Gericht, 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
angerufen und im November 2020 Ver-
fassungsbeschwerde eingereicht. CBG-
Geschäftsführer Marius Stelzmann: „Die 
CBG führt diesen Kampf nicht nur für sich 

selbst. Es geht um eine Grundsatzfrage. 
Alle, die ein Interesse daran haben, dass 
Konzernkritik im öffentlichen Raum nicht 
von ebendiesen Konzernen zum Schwei-
gen gebracht werden können, sind aufge-
rufen, uns in dieser Auseinandersetzung 
zu unterstützen.“ 

D i e  K o s t e n
Die ganzen bisherigen Verfahren 
gegen die von privaten Interessen 
geleiteten Einschränkungen der 
grundgesetzlich garantierten Ver-
sammlungsfreiheit verursachten 
be  reits immense Kosten für Recher-
che, juristische Arbeit, öffentliche 
Kommunikation etc. Um unsere Ver-
fassungsbeschwerde weiter zu qua-
lifizieren, wollen wir zudem noch ein 
spezielles juristisches Gutachten er-
stellen lassen. Das allerdings kostet 
nochmals erheblich. 
Wir bitten deshalb um finanzielle 
Unterstützung durch Spenden auf 
das Konto unseres Rechtshilfe-
fonds.

CBG RechtshilfeFonds (www.CBG-
network org/7669.html
Spenden mit Stichwort „Rechtshil-
feFonds“ bitte auf das Konto:
DE94 8309 4495 0003 1999 91 

Vollumfänglich ist die Verfassungs-
beschwerde auf unserer Internet-
seite zu finden: www.CBGnetwork.
org/7669.html
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»signifikanten Zusammenhang"“ 

zwischen Glyphosat und 

Lymphgewebe-Krebs hin: Die Gefahr 

steige um 41% beim Menschen. 

> Eine von MONSANTO selbst in 

Auftrag gegebene Studie wies 

bereits 1983 auf ein erhohtes 

Krebsrisiko durch Glyphosat hin. = " 

  

     

              

    

  

> Niemand ist sicher: Etwa 50% aller . WN 

Stadter in Europa haben ame 

Glyphosat im Korper. 

KREBSGEFAHR. KLIMARISIKO. UMWELTGIFT. 
GLYPHOSAT-STOPP JETZT! | 

Mensch vor Profit! Glyphosat-Stopp jetzt! 

Gerechte Entschadigung aller Betroffenen & Angehorigen! 

Offnung aller Akten! Vollstandige Information der Offentlichkeit! 

Bestrafung aller Verantwortlichen! 
Juristische Aufarbeitung der ,Akte Glyphosat"! 

JETZT DEN AUFRUF ONLINE UNTERZEICHNEN: 
GLYPHOSAT.CBGNETWORK.ORG 

SPENDE JETZT! OHNE GELD KEIN GLYPHOSAT-STOPP! 
IBAN: DE94 8309 4495 0003 1999 91 
WWW.CBGNETWORK.ORG/SPENDE 
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